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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vor gelegten Vorschlag der EWG für eine Verordnung des Rates 
über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer und deren Familien, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache V/3208 — 


A. Bericht des Abgeordneten Exner 


Der Verordnungs Vorschlag bezweckt eine Ände- 
rung des Vorschlags einer Verordnung des Rates 
über die Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
(Drucksache V/297 vom 21. Januar 1966). Der ur- 
sprüngliche Verordnungsentwurf ist vom Minister- 
rat der EWG noch nicht verabschiedet worden. Die 
Änderungsvorschläge der Kommission sind im Hin- 
blick auf die Stellungnahme des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, des Europäischen Parlamentes 
und die zwischenzeitliche Rechtsprechung des Euro- 
päischen Gerichtshofes erfolgt. Weiterhin liegt dem 
Vorschlag ein ergänzender Bericht der Verwaltungs- 
kommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer zu Grunde, durch den insbesondere 
französischen Wünschen Rechnung getragen wird, 
nachdem bei den vorbereitenden Beratungen im 
Jahre 1965 Frankreich zeitweise nicht vertreten war. 

Die wichtigsten Änderungsvorschläge sachlicher 
Art beziehen sich auf den Begriff „Rechtsvorschrif- 
ten" (Artikel 1), durch den das 1967 revidierte fran- 
zösische Arbeitslosenversicherungssystem einbezo- 
gen werden soll, sowie auf die Änderungen der 
Voraussetzungen für die freiwillige Weiterversiche- 
rung (Artikel 9 und Artikel 14 a). 

Die Verordnung wird zur Zeit in der Gruppe So- 
zialfragen des Ministerrates beraten. Nach Auskunft 


des Vertreters der Bundesregierung handelt es sich 
um das erste Beratungsstadium, in dem unter den 
Delegationen noch grundlegende Meinungsverschie- 
denheiten bestehen und zahlreiche Vorbehalte ge- 
macht wurden. Von deutscher Seite seien dabei u. a. 
auch die Empfehlungen der Ausschüsse für Arbeit 
und Sozialpolitik (Schriftlicher Bericht des Ausschus- 
ses für Sozialpolitik — Drucksache V/751) zur Er- 
örterung gestellt worden. Entscheidungen seien je- 
doch noch nicht gefallen. Die Bundesregierung habe 
die Absicht, die Empfehlungen des Ausschusses wei- 
terhin mit Nachdruck zu vertreten. Sie will insbeson- 
dere darauf hinwirken, daß die mißbräuchliche Aus- 
nützung verhindert, die Lasten gerecht verteilt und 
die Gleichbehandlung zwischen Einheimischen und 
ausländischen Arbeitnehmern gewährleistet wird. 

Der Ausschuß nahm von diesen Erklärungen des 
Regierungsvertreters Kenntnis und bekräftigt die im 
Schriftlichen Bericht zur Drucksache V/751 geäußerte 
Bitte um Berücksichtigung der Empfehlung. Er be- 
dauert die bisherigen Verzögerungen in den Bera- 
tungen des Vorschlags und äußert die Hoffnung, daß 
die bestehenden Meinungsverschiedenheiten und 
Vorbehalte beseitigt werden können. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
zung vom 14. November 1968 einstimmig beschlos- 
sen, dem Plenum des Deutschen Bundestages zu 
empfehlen, von den Vorschlägen der Kommission 
der EWG zustimmend Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 15. November 1968 

Exner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EWG-Kommission — Drucksache 
V/3208 — zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 15. November 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Exner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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